
 
 
 
 
 
 
 

Ordentliche Hauptversammlung 2025 
 

Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder 

 

Gemäß § 87a Abs. 1 AktG beschließt der Aufsichtsrat ein klares und verständliches Vergütungssystem für 

den Vorstand und legt es der Hauptversammlung gemäß § 120a AktG zur Billigung, mindestens alle vier 

Jahre, vor. Die letzte Billigung erfolgte in der Hauptversammlung am 02. Juni 2021. Hat die 

Hauptversammlung das Vergütungssystem nicht gebilligt, so wird spätestens in der darauffolgenden 

ordentlichen Hauptversammlung gemäß § 120a Abs. 3 AktG ein überprüftes Vergütungssystem zum 

Beschluss vorgelegt.  

1. Grundzüge des Vergütungssystems für den Vorstand 

Die Vergütung des Vorstands der Aumann AG wird nach den Vorgaben des Aktiengesetzes unter 

Berücksichtigung des DCGK festgesetzt und ist auf eine nachhaltig profitable Unternehmensentwicklung 

ausgerichtet und damit konvergent mit Aktionärsinteressen. Maßgeblich für die Festlegung ist die Größe 

der Aumann-Gruppe, ihre wirtschaftliche und finanzielle Lage sowie ihr Erfolg und ihre Zukunftsaussichten. 

Weitere Kriterien für die Festsetzung der Vergütung sind die jeweiligen Aufgaben der einzelnen 

Vorstandsmitglieder. Die in der Vorstandsvergütung verankerten finanziellen Ziele stehen im Einklang mit 

der Geschäftsstrategie. Die Höhe der Vergütungen der Vorstandsmitglieder hat der Aufsichtsrat aus 

Benchmark-Analysen der Vergütung von Vorständen in weiteren Konzernunternehmen des MBB SE 

Konzerns abgeleitet. Eine Vertikalkomponente gemäß § 87a Nr. 9 AktG wurde nicht berücksichtigt. 

Die Struktur und Angemessenheit der Vorstandsvergütung werden regelmäßig vom Aufsichtsrat 

überprüft. Das Vergütungssystem wurde in der Aufsichtsratssitzung vom 25. März 2025 beschlossen. Die 

bestehenden Vorstandsverträge bleiben unverändert und stehen im Einklang mit diesem 

Vergütungssystem. Dabei legte der Aufsichtsrat einen Schwerpunkt auf die langfristige Profitabilität der 

Unternehmensentwicklung und hat den Anteil der mehrjährigen Vergütungsbestandteile entsprechend 

hoch gewichtet. Durch die Gewährung eines Long-Term Incentive (LTI) in Form eines aktienbasierten 

Optionsprogramms mit vierjähriger Laufzeit schafft dieser Vergütungsbestandteil langfristige Anreize für 

eine positive Entwicklung des Unternehmens und des Aktienkurses. 

Die Gesamtvergütung des Vorstands setzt sich aus einem umsatzgrößenabhängigen Grundgehalt nebst 

fest definierten Sachleistungen, jährlich festzustellenden erfolgsabhängigen variablen Bezügen, sowie 

dem erwähnten Long-Term Incentive zusammen. Das System sieht ausdrücklich vor, dass sowohl positive 

als auch negative Entwicklungen Berücksichtigung finden. 

  



 
 
 
 
 
 
 

2. Höchstgrenzen 

Die jährliche Gesamtvergütung des Vorstands weist hinsichtlich ihrer Bestandteile betragsmäßige 

Höchstgrenzen auf. Das Long-Term Incentive Programm ist durch den absoluten Höchstbetrag je Aktie 

abzüglich des Ausübungspreises je Aktie multipliziert mit der Gesamtanzahl der jeweils dem 

Bezugsberechtigten zugeteilten Aktienoptionsrechten ebenfalls wertmäßig begrenzt. 

3. Struktur und Parameter der Vorstandsvergütung im Überblick 

Struktur und Parameter der Vorstandsvergütung setzen sich zusammen aus Grundgehalt und 

Nebenleistung, sowie der jährlichen, variablen Vergütung und dem Long-Term Incentive, wobei eine 

Möglichkeit der Gesellschaft, variable Vergütungsbestandteile zurückzufordern nicht vorgesehen ist. 

Festgestellte Ansprüche der Gesellschaft aus einer groben Pflichtverletzung können jedoch mit 

Vergütungsansprüchen aus dem Long-Term Incentive aufgerechnet werden. In dem jeweiligen 

Vorstandsdienstvertrag ist die Anwendung des § 87 Abs. 2 AktG ausdrücklich vereinbart. 

a) Grundgehalt und Nebenleistungen 

Die Vorstandsmitglieder der Aumann AG erhalten jährlich fixierte Bezüge in Form eines Grundgehalts 

sowie Nebenleistungen. Das Grundgehalt wird in zwölf gleichen Teilbeträgen monatlich nachträglich 

gezahlt. 

Das Grundgehalt entwickelt sich in Abhängigkeit von der Höhe des Konzernumsatzes des jeweiligen 

Vorjahres. Die Entwicklung folgt dabei der Formel Grundgehalt zuzüglich oder abzüglich eines individuell 

festgelegten Inkrements je EUR 50 Mio. Veränderung des konsolidierten Konzernumsatzes. Bei 

Geschäftsjahren unterhalb von EUR 250 Mio. Konzernumsatz reduziert sich das Grundgehalt des 

Folgejahres auf das Initial-Grundgehalt. 

Die Nebenleistungen umfassen im Wesentlichen die Nutzung eines Dienstwagens und die Zahlung von 

Prämien für eine Unfall- und D&O-Versicherung mit Leistungen auf marktüblichem Niveau. 

Das jährlich zu erzielende Grundgehalt unter Berücksichtigung der maximalen Anzahl an Inkrementen ist 

für den Vorstandsvorsitzenden auf EUR 400.000 und für weitere Vorstandsmitglieder auf jeweils 

EUR 260.000 begrenzt. 

b) Jährliche variable Vergütung 

Die Vorstandsmitglieder haben Anspruch auf einen jährlich zu ermittelnden Bonus, der sich nach der 

Umsatzrendite (ROS) des Konzerns der Gesellschaft bemisst. Dieser ermittelt sich nach IFRS Regeln aus 

dem konsolidierten Konzern-Ergebnis vor Steuern (EBT), welches um nicht einnahmewirksame, 

außerordentliche Geschäftsvorfälle, die zu einem Ergebnisbeitrag von mehr als EUR 0,5 Mio. führen, 

korrigiert wird. Darüber hinaus können ebenfalls nach Ermessen des Aufsichtsrats auch außerordentliche 



 
 
 
 
 
 
 

Aufwendungen bei der Berechnung korrigiert werden. Das daraus resultierende Konzern-Ergebnis vor 

Steuern wird sodann bemessen an der konsolidierten Konzern-Gesamtleistung. Erreicht der ROS nicht 

2,0 % („Hurdle Rate“) entfällt der Bonusanspruch. Bei einem ROS i.H.v. 2,0 % oder höher beträgt der 

Bonusanspruch einen individuell festgelegten Anteil am EBT. Tritt in einem Geschäftsjahr ein 

Jahresfehlergebnis ein, wird der Bonus im folgenden Geschäftsjahr halbiert.  

Sollte der ROS von 2,0 % nicht erreicht werden, hat der Vorstand für den Fall, dass eine 

Dividendenausschüttung beschlossen wird, den Anspruch auf die Zahlung eines Subsidiär-Bonus, der sich 

als individuell festgelegter Anteil gemessen an der gezahlten Dividendensumme bemisst. 

Der Aufsichtsrat behält sich vor, den prozentualen Wert der Hurdle Rate innerhalb einer Spanne von 0-

5 %, sowie die Kennzahlen (EBT, EBIT oder EBITDA) bedarfsgerecht und in Abhängigkeit von der 

wirtschaftlichen Entwicklung anzupassen. Ebenso behält sich der Aufsichtsrat vor, bei einem wichtigen 

Bedarf ergänzende variable Zielvergütungsbestandteile für nicht-finanzielle Leistungskriterien sowie 

außerordentliche Unternehmensentwicklungen festzulegen. 

Der Bonus ist pro Geschäftsjahr auf das Dreifache des jeweils geltenden Grundgehaltes limitiert. Beginnt 

oder endet die Bestellung zum Vorstand unterjährig, wird der Bonus zeitanteilig ermittelt. 

c) Long-Term Incentive 

Den Vorstandsmitgliedern wird zudem ein Long-Term Incentive in Form eines aktienbasierten 

Optionsprogramms gewährt. Das Long-Term Incentive Vergütungs-system ist in seiner Struktur in hohem 

Maße abhängig vom Unternehmenserfolg und unterstreicht durch den langfristigen Aktienkursbezug die 

nachhaltige Ausrichtung an der Entwicklung der Aumann-Gruppe. Die Beschlussfassung über die 

Ermächtigung zur Gewährung und Ausgabe von Aktienoptionen für das Aktienoptionsprogramm erfolgte 

in der Hauptversammlung der Aumann AG vom 21. August 2020. Die Ausgabe der Optionsrechte erfolgt 

nach Maßgabe der folgenden Eckpunkte: 

Der Kreis der Bezugsberechtigten umfasst unter anderem auch die Mitglieder des Vorstands. Dabei 

werden 150.000 Aktienoptionsrechte an Mitglieder des Vorstands gewährt. Die Verteilung erfolgt jeweils 

per Beschluss durch den Aufsichtsrat. 

Das Optionsprogramm basiert auf der Kursentwicklung der Aumann AG Aktie im elektronischen 

Handelssystem XETRA der Deutschen Börse AG in Frankfurt am Main (oder einem das XETRA-System 

ersetzenden vergleichbaren Nachfolgesystem) im Zeitraum des Aktienoptionsprogramms. Die Höhe einer 

Ausübbarkeit von ausgegebenen Aktienoptionsrechten wird anhand eines Kurs-Kriterien-Modells 

ermittelt. Dieses Modell setzt sich aus einem Kriterium A (Überschreitung von Kurs-Schwellen) und einem 

Kriterium B (erreichter Durchschnittskurs) zusammen. Jedes Kriterium ermittelt eine prozentuale 

Ausübbarkeit bezogen auf die ausgegebenen Aktienoptionsrechte. 



 
 
 
 
 
 
 

Das Kriterium A basiert auf dem Erreichen eines Kurs-Schwellenwertes. Der jeweilige Schwellenwert gilt 

als erfüllt, wenn dieser Wert per 90 XETRA-Handelstagen (als gleitender Durchschnitt auf Basis des 

jeweiligen Tages-Schlusskurses) erreicht oder überschritten und in diesem Zeitraum in Summe mindestens 

90.000 Aktien auf XETRA gehandelt wurden. Es gelten folgende Kurs-Schwellenwerte: 

Kurs-Schwellenwert kumulierte prozentuale Ausübbarkeit                             

ausgegebener Aktienoptionsrechte 

EUR 15,00      1,8 %                                                                                                         
EUR 19,50      4,8 %                                                                                           
EUR 23,00      9,0 %                                                                              
EUR 26,50      14,4 %                                                                               
EUR 30,00      21,0 %                                                                             
EUR 33,50      28,8 %                                                                         
EUR 37,00      37,8 %                                                                          
EUR 40,50      48,0 %                                                                           
EUR 44,00      60,0 % 

Das Kriterium A ermöglicht bei Erreichung des Kurs-Schwellenwertes von EUR 44,00 je Aktie maximal eine 

rechnerische prozentuale Ausübbarkeit der ausgegebenen Aktienoptionsrechte in Höhe von 60 %. Die 

Feststellung des Erreichens eines Schwellenwertes obliegt dem Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats, der die Erreichung von Kurs-Schwellenwerten während der Laufzeit des Aktienoptions-

programms fortlaufend ermittelt und dokumentiert. Wurde ein Schwellenwert erreicht, entfällt dieser 

Schwellenwert ersatzlos. Schwellenwerte, die bis zur Hauptversammlung 2020 erreicht worden sind, 

entfallen ebenfalls ersatzlos und werden darüber hinaus aus der kumulierten Zielerreichung 

herausgerechnet. Es gilt dann der nächstfolgende, höhere Schwellenwert als neuer Ausgangswert. 

Nach Ende des Aktienoptionsprogramms ermittelt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

unverzüglich, welches während der Laufzeit des Aktienoptions-programms der höchste erreichte 

Schwellenwert war. Es kommt hier also nicht auf den Aktienkurs bei Ende des Aktienoptionsprogramms 

an, sondern auf den – nach Maßgabe der obigen Kriterien zu berechnenden – Kurshöchststand während 

der Laufzeit des Aktienoptionsprogramms. Ebenso ermittelt der Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats nach Ende des Aktienoptionsprogramms den rechnerischen prozentualen Umfang der 

Ausübbarkeit der ausgegebenen Aktienoptionen unter dem Kriterium A. 

Das Kriterium B bewertet am Ende des Aktienoptionsprogramms den erreichten Durchschnittskurs mit 

seiner Steigerung gemessen an der Zielvorgabe. Die Zielvorgabe ist ein Durchschnittskurs am Ende der 

Wartezeit in Höhe von EUR 27,50, woraus sich eine Kurssteigerung in Höhe von EUR 16,50 zum 

Ausübungspreis in Höhe von EUR 11,00 als weiterer Zielwert ergibt. 

Der Durchschnittskurs wird ermittelt aus der Summe der Tagesschlusskurse dividiert durch die Summe der 

Handelstage. Es gilt der Tagesschlusskurs im elektronischen Handelssystem XETRA der 

Deutschen Börse AG in Frankfurt (oder einem das XETRA-System ersetzenden vergleichbaren 



 
 
 
 
 
 
 

Nachfolgesystem). Der erste zu berücksichtigende Tagesschlusskurs ist der Tagesschlusskurs einen 

Handelstag vor dem Inkrafttreten des Aktienoptionsprogrammes. Der letzte zu berücksichtigende 

Tagesschlusskurs ist der Tagesschlusskurs am letzten Handelstag der Wartefrist. Die Zielvorgabe kann 

folglich mit großer Wahrscheinlichkeit nur dann erreicht werden, wenn der XETRA Aktienkurs der Aumann 

AG über längere Zeiten oberhalb von EUR 27,50 notiert. 

Das Kriterium B wird wie folgt berechnet: Die Differenz zwischen dem erreichten Durchschnittskurs und 

dem Ausübungspreis wird in das Verhältnis zum Zielwert von EUR 16,50 gesetzt. Der so ermittelte 

prozentuale Wert kann größer als 100 %, kann aber auch kleiner als 0 %, d.h. negativ sein. Der sich 

ergebende prozentuale Wert wird abschließend mit 60 % gewichtet (Klarstellung: mit dem Faktor 0,6 

multipliziert). Dieser gewichtete Wert gibt die prozentuale Ausübbarkeit bezogen auf die ausgegebenen 

Aktienoptionen an. Es kann auch ein negativer Wert von ausübbaren Aktienoptionsrechten entstehen. 

Nach Ende des Aktienoptionsprogramms ermittelt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

unverzüglich den rechnerischen prozentualen Umfang der Ausübbarkeit der ausgegebenen 

Aktienoptionen unter dem Kriterium B.  

Sodann addiert der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die rechnerischen Ergebnisse der beiden 

Kriterien. Im Zuge der Addition kann sich ein rechnerischer Wert von mehr als 100 % ergeben. Der 

tatsächliche prozentuale Umfang der Ausübbarkeit der ausgegebenen Aktienoptionen ist jedoch auf 

maximal 100 % begrenzt. Liegt der Umfang der Ausübbarkeit der ausgegebenen Aktienoptionen über 

100 %, verfällt der über 100 % hinausgehende Anteil der ausgegebenen Aktienoptionen mit Ablauf der 

Wartefrist ersatz- und entschädigungslos. Liegt der Umfang der Ausübbarkeit der ausgegebenen 

Aktienoptionen unter 100 %, verfällt der nicht ausübbar gewordene Anteil der ausgegebenen 

Aktienoptionen mit Ablauf der Wartefrist ersatz- und entschädigungslos. 

Der Ausübungspreis beträgt EUR 11,00 je Aktie. 

Sofern die Voraussetzungen für die Ausübung der Optionsrechte vorliegen, können diese insbesondere 

nur dann ausgeübt werden, wenn ein zwölfmonatiges, unterbrechungsfreies und ungekündigtes 

Beschäftigungsverhältnis des Bezugsberechtigten mit der Aumann AG vorliegt und die Wartefrist von vier 

Jahren zuzüglich eines Werktages beginnend ab dem Tag der Ausgabe abgelaufen ist. Ferner ist die 

Ausübung nur dann möglich, wenn der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Ausübbarkeit, die 

Gesamthöhe der ausübbaren Aktienoptions-rechte sowie den Ausübungspreis durch Beschluss festgestellt 

hat. Im Übrigen sind die Einschränkungen zu beachten, die sich aus den allgemeinen Rechtsvorschriften, 

insbesondere der Marktmissbrauchsverordnung ergeben. 

Der Tag der Ausgabe der Aktienoptionsrechte gemäß diesem Aktienoptions-programm ist der der 

Hauptversammlung folgende erste Werktag. An diesem Tag tritt das Aktienoptionsprogramm in Kraft. Das 

Aktienoptionsprogramm endet beginnend ab dem Tag der Ausgabe nach vier Jahren und einem weiteren, 

folgenden Werktag. 



 
 
 
 
 
 
 

Der absolute Höchstbetrag je Bezugsberechtigten für ausübbare Aktienoptions-rechte beträgt EUR 50,00 

abzüglich dem Ausübungspreis je Aktie, danach multipliziert mit der Gesamtanzahl der jeweils dem 

Bezugsberechtigten zugeteilten Aktienoptionsrechten. Sofern bei Ausübung der Gesamtwert aus 

festgestellten ausübbaren Aktienoptionsrechten multipliziert mit dem Saldo aus dem XETRA-Schlusskurs 

am Tag der Beschlussfassung zur Ausübung abzüglich dem Ausübungs-preis je Aktie den Höchstbetrag 

übersteigt, wird die Anzahl der ausübbaren Aktienoptionsrechte so lange reduziert, bis der absolute 

Höchstbetrag erreicht wird. Die so ermittelte Anzahl abgerundeter Aktienoptionsrechte ist ausübbar, die 

nicht berücksichtigte Anzahl von Aktienoptionsrechten verfällt ersatz- und entschädigungslos. Der 

geldwerte Vorteil der ausgeübten Aktienoptionsrechte wird durch die Aumann AG versteuert. 

Führt die Gesellschaft innerhalb der Laufzeit des Aktienoptionsprogramms Kapitalmaßnahmen durch, ist 

der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Bezugsberechtigten wirtschaftlich 

gleichzustellen. Die wirtschaftliche Gleichstellung kann z.B. durch die Herabsetzung des Ausübungs-preises 

oder durch die Anpassung des Bezugsverhältnisses oder durch eine Kombination von beidem erfolgen. 

Eine Gleichstellung erfolgt jedoch nicht bei Kapitalerhöhungen oder bei der Einziehung eigener Aktien in 

Folge eines Aktienrückkaufprogramms. 

Die Aktienoptionsrechte werden als nicht übertragbare Bezugsrechte gewährt. Die Aktienoptionsrechte 

sind mit Ausnahme des Erbfalls weder übertragbar noch veräußerbar, verpfändbar oder anderweitig 

belastbar. 

Die Optionsbedingungen können Sonderregeln für den Fall von Pflichtverletzungen der 

Bezugsberechtigten und die vorzeitige Beendigung der Bestellung oder des Beschäftigungsverhältnisses 

der Berechtigten einschließlich eines ersatz- und entschädigungslosen Verfalls von Aktienoptionsrechten 

vorsehen. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Bedingungen des 

Aktienoptionsprogramms in den Aktienoptionsbedingungen für die Berechtigten festzulegen. Dies umfasst 

insbesondere den Umfang der zu gewährenden Aktienoptionsrechte, Laufzeit und Ende des 

Aktienoptions-programms, weitere Einzelheiten über die Anpassung des Ausübungspreises und/oder des 

Bezugsverhältnisses bei Kapital- und Strukturmaßnahmen zum Zwecke des Verwässerungsschutzes, 

Bestimmungen über die Aufteilung der Aktienoptionsrechte innerhalb der Berechtigten, den 

Ausgabebetrag innerhalb der vorgesehenen Zeiträume, das Verfahren für die Zuteilung an die einzelnen 

berechtigten Personen, das Verfahren zur Ausübung der Aktienoptionsrechte, die Festlegung weiterer 

Ausübungssperrfristen sowie weiterer Verfahrensregelungen, insbesondere in Bezug auf die technische 

Abwicklung der Ausgabe der entsprechenden Aktien der Gesellschaft bzw. der etwaigen Leistung einer 

Barzahlung nach Optionsausübung bzw. der etwaigen Gewährung eigener statt neuer Aktien der 

Gesellschaft. Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats - in Bezug auf den Vorstand kann 

ausschließlich der Aufsichtsrat - im Falle außerordentlicher Entwicklungen nach seinem Ermessen dieses 

Programm anpassen. Eine Anpassung kann auch dann erforderlich sein, um die Angemessenheit der 

Vergütung im Sinne von § 87 AktG sicherzustellen. 
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